
Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst (Erste 
Kammer) vom 30. November 2009 — Wenig/Kommission 

(Rechtssache F-80/08) ( 1 ) 

(Öffentlicher Dienst — Beamte — Disziplinarverfahren — 
Vorläufige Dienstenthebung eines Beamten — Einbehaltung 
eines Teilbetrags der Dienstbezüge — Vorwurf eines schweren 
Dienstvergehens — Verteidigungsrechte — Zuständigkeit — 
Unterbliebene Bekanntmachung einer Übertragung von Be­
fugnissen — Unzuständigkeit des Urhebers der angefochtenen 

Handlung) 

(2010/C 24/138) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Kläger: Fritz Harald Wenig (Woluwe-Saint-Pierre, Belgien) (Pro­
zessbevollmächtigte: Rechtsanwälte G.-A. Dal, D. Voillemot, 
D. Bosquet und S. Woog) 

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: J. Currall und D. Martin) 

Gegenstand der Rechtssache 

Aufhebung der Entscheidung der Kommission, den Kläger vor­
läufig seines Dienstes zu entheben und von seinen Dienstbezü­
gen monatlich 1 000 Euro einzubehalten 

Tenor des Urteils 

1. Die Entscheidung der Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten vom 18. September 2008, mit der sie Herrn Wenig gemäß 
den Art. 23 und 24 des Anhangs IX des Statuts der Beamten der 
Europäischen Gemeinschaften auf unbestimmte Zeit vorläufig sei­
nes Dienstes enthoben und für einen Zeitraum von bis zu sechs 
Monaten die monatliche Einbehaltung von 1 000 Euro von seinen 
Dienstbezügen angeordnet hat, wird aufgehoben. 

2. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften trägt die Kos­
ten des Verfahrens zur Hauptsache. 

3. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten des Verfahrens des vorläufigen 
Rechtsschutzes. 

( 1 ) ABl. C 313 vom 6.12.2008, S. 59. 

Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst (Erste 
Kammer) vom 30. November 2009 — 

Voslamber/Kommission 

(Rechtssache F-86/08) ( 1 ) 

(Öffentlicher Dienst — Beamte — Soziale Sicherheit — Ge­
meinsame Krankheitsfürsorge — Ehegatte eines ehemaligen 
Beamten — Gebundenheit der Verwaltung — Art. 13 der 

Regelung zur Sicherstellung der Krankheitsfürsorge) 

(2010/C 24/139) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Kläger: Dietrich Voslamber (Freiburg, Deutschland) (Prozess­
bevollmächtigter: Rechtsanwalt L. Thielen) 

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: zunächst vertreten durch J. Currall und 
B. Eggers als Bevollmächtigte, dann durch D. Martin und B. 
Eggers) 

Gegenstand der Rechtssache 

Aufhebung der Entscheidung der Kommission vom 9. Juli 2008, 
in der sie den Antrag des Klägers auf einen primären Kranken­
versicherungsschutz für seine Ehefrau nach der gemeinsamen 
Regelung zur Sicherstellung der Krankheitsfürsorge für die Be­
amten der Europäischen Gemeinschaften zurückweist 

Tenor des Urteils 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Der Antrag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
nach Art. 94 Buchst. a der Verfahrensordnung wird zurückgewie­
sen. 

3. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften trägt neben 
ihren eigenen Kosten zwei Drittel der Kosten des Klägers. 

4. Der Kläger trägt ein Drittel seiner Kosten. 

( 1 ) ABl. C 327 vom 20.12.2008, S. 43.
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